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Bekanntmachung
der Neufassung des Landeskrankenhausgesetzes

Auf Grund des § 6 des Gesetzes zur Schaffung der rechtlichen
Voraussetzungen für die Errichtung eines Unternehmens der
städtischen Krankenhäuser (Krankenhausunternehmens-Gesetz)
vom 30. November 2000 (GVBl. S. 503) wird nachstehend der
Wortlaut des Landeskrankenhausgesetzes (LKG) in der Fassung
vom 1. Dezember 1999 (GVBl. 2000 S. 208) unter Berücksich-
tigung

des Artikels V des Gesetzes vom 20. April 2000
(GVBl. S. 286) und
des § 5 des Gesetzes vom 30. November 2000
(GVBl. S. 503)

in der vom 1. Januar 2001 an geltenden Fassung bekannt
gemacht.

Berlin, den 1. März 2001

Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales und Frauen

Gabriele S c h ö t t l e r
Landeskrankenhausgesetz (LKG)
in der Fassung vom 1. März 2001

Abschnitt I
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Zielsetzung

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, eine bedarfsgerechte und
humane Versorgung der Bevölkerung in Berlin in leistungsfähi-
gen, sparsam wirtschaftenden Krankenhäusern durch öffentliche,
freigemeinnützige und private Krankenhausträger sicherzustel-
len, die in struktureller, funktioneller, bautechnischer und hy-
gienischer Hinsicht modernen Anforderungen entsprechen.

(2) Ziel des Gesetzes ist ferner, das enge Zusammenwirken der
für die Gesundheitsversorgung erforderlichen stationären, teil-
stationären und ambulanten Einrichtungen auf der Grundlage
einer Gesundheitsplanung für Berlin zu unterstützen. Die statio-
näre Krankenversorgung soll im möglichen Umfange entlastet
werden durch das Angebot von teilstationären Einrichtungen,
vor- und nachstationären Behandlungsmethoden und ambulan-
ten Betreuungsmöglichkeiten, einschließlich häuslicher Kranken-
pflege.

(3) Die ärztlichen und pflegerischen Dienste im Krankenhaus
arbeiten mit den niedergelassenen Ärzten und den ambulanten
Einrichtungen im Interesse einer leistungsgerechten Patienten-
versorgung möglichst eng zusammen. Sie stellen sich so weit und
so schnell wie möglich Befundunterlagen, Behandlungsberichte
und weitere notwendige Aufzeichnungen gegenseitig zur Ver-
fügung.

(4) Die Weiterentwicklung der Strukturen, der Leistungsfähig-
keit und der Wirtschaftlichkeit der Krankenhäuser unter Berück-
sichtigung des medizinischen, des medizinisch-technischen und
des pflegerischen Fortschritts ist eine ständige Aufgabe.

§ 2
Geltungsbereich

Es gelten die Vorschriften

1. des Abschnitts I für alle Krankenhäuser im Land Berlin, die
Vorschriften der §§ 5 bis 16 jedoch nur, soweit es sich um
geförderte Krankenhäuser oder Einrichtungen von Kranken-
häusern nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz und
diesem Gesetz handelt,
2. des Abschnitts II für die Krankenhäuser des Landes Berlin,
soweit es sich nicht um Krankenhäuser des Strafvollzugs
handelt; für Einrichtungen des Maßregelvollzugs gilt § 31
Satz 2 bis 4.

§ 3
Begriffsbestimmung des Krankenhauses

Krankenhäuser sind Einrichtungen, in denen durch ärztliche
und pflegerische Hilfeleistungen Krankheiten, Leiden oder Kör-
perschäden festgestellt, geheilt oder gelindert werden sollen,
Geburtshilfe geleistet wird oder weitere medizinische Leistungen
für Personen, die der stationären Behandlung bedürfen, erbracht
werden und in denen die zu versorgenden Personen unterge-
bracht und verpflegt werden können.

§ 4
Krankenhausplan, Investitionsprogramme

und Jahresbauprogramm

(1) Der Krankenhausplan und die Investitionsprogramme
nach § 6 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes in der Fassung
der Bekanntmachung vom 10. April 1991 (BGBl. I S. 886), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), wer-
den vom Senat aufgestellt und fortgeschrieben. Der Senat stellt
außerdem jährlich für das folgende Kalenderjahr ein Investitions-
programm (Jahresbauprogramm) auf. Krankenhausplan, Investi-
tionsprogramme und Jahresbauprogramm werden dem Abgeord-
netenhaus zur Kenntnis gebracht und öffentlich ausgelegt; Ort
und Zeit der Auslegung werden im Amtsblatt für Berlin bekannt
gemacht. Die für das Gesundheitswesen zuständige Senatsver-
waltung kann in unvorhergesehenen und unabweisbaren Aus-
nahmefällen

1. innerhalb der im Krankenhausplan vorgesehenen Gesamt-
bettenzahl zur Anpassung an einen im Einzelnen veränder-
ten Bedarf Abweichungen von der für ein Krankenhaus
ermittelten Bettenzahl,

2. Abweichungen vom Jahresbauprogramm

nach Anhören des betroffenen Krankenhauses zulassen.

(2) Der Krankenhausplan weist den Stand und die vorge-
sehene Entwicklung der für eine bedarfsgerechte, humane, leis-
tungsfähige und wirtschaftliche Versorgung der Bevölkerung
erforderlichen Krankenhäuser insbesondere nach Standorten,
Fachrichtungen einschließlich Schwerpunktbildung und Betten-
zahl aus. In den Krankenhausplan werden auch die Universitäts-
klinika der Universitäten in Berlin einbezogen. Forschung und
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Lehre werden dabei angemessen berücksichtigt. Weiterhin wer-
den die mit den Krankenhäusern notwendigerweise verbundenen
Ausbildungsstätten nach § 2 Nr. 1 a des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes und die Einrichtungen nach § 6 Abs. 1 dieses
Gesetzes nach Stand und vorgesehener Entwicklung mit Umfang
der Ausbildungsplätze und Wohneinrichtungen aufgenommen;
die für das Gesundheitswesen zuständige Senatsverwaltung kann
in unvorhergesehenen und unabweisbaren Ausnahmefällen in
Anpassung an einen im Einzelnen veränderten Bedarf Abwei-
chungen vom Umfang der Ausbildungsplätze und Wohneinrich-
tungen nach Anhören der betroffenen Krankenhäuser zulassen.
Ferner soll der Krankenhausplan die Voraussetzungen dafür
schaffen, dass die Krankenhäuser, auch durch Zusammenarbeit
und Aufgabenteilung untereinander, die Versorgung sicherstellen
können. Nicht in den Krankenhausplan aufgenommene Kranken-
häuser werden nachrichtlich in einer Anlage zum Krankenhaus-
plan aufgeführt.

(3) Hat ein Krankenhaus im Land Berlin auch für die Versor-
gung der Bevölkerung des Landes Brandenburg wesentliche
Bedeutung, so wird die Krankenhausplanung insoweit zwischen
den beteiligten Ländern abgestimmt.

(4) Die Investitionsprogramme werden für den Zeitraum der
Finanzplanung auf der Grundlage des Krankenhausplans aufge-
stellt. Sie weisen den voraussichtlichen Bedarf an Finanzierungs-
mitteln für Fördertatbestände nach § 9 Abs. 1 und 2 des Kranken-
hausfinanzierungsgesetzes aus.

(5) Das Jahresbauprogramm weist den jährlichen Bedarf
an Finanzierungsmitteln der Fördertatbestände nach § 9 Abs. 1
und 3 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes aus.

(6) Für die Aufstellung der Investitionsprogramme nach Arti-
kel 14 des Gesundheitsstrukturgesetzes vom 21. Dezember 1992
(BGBl. I S. 2266), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Dezem-
ber 1999 (BGBl. I S. 2657), gelten die Vorschriften der Absätze 1,
4 und 5 entsprechend.

(7) Aufnahme oder Nichtaufnahme eines Krankenhauses in
den Krankenhausplan werden durch Bescheid festgestellt. Das
betroffene Krankenhaus ist anzuhören.

§ 5
Verfahren der Förderung

(1) Dem Krankenhausträger obliegt es, die zur Beurteilung
eines Förderanspruchs notwendigen Angaben zu machen und zu
belegen. Kommt er dieser Mitwirkungspflicht nicht oder nur
unzureichend nach und wird hierdurch die Aufklärung eines
Sachverhaltes erschwert, so kann der Förderantrag zurückge-
wiesen werden.

(2) Die für das Gesundheitswesen zuständige Senatsverwal-
tung entscheidet über die Bewilligung von Fördermitteln nach
dem Krankenhausfinanzierungsgesetz und diesem Gesetz sowie
nach Artikel 14 des Gesundheitsstrukturgesetzes; die Vorschrift
des Artikels 14 Abs. 3 Satz 2 des Gesundheitsstrukturgesetzes
bleibt unberührt. Auf Fördermittel finden die Vorschriften der
§§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung keine Anwendung. Die
für das Gesundheitswesen zuständige Senatsverwaltung ist
berechtigt, Planungsleistungen als Entscheidungsgrundlage für
Investitionen in Auftrag zu geben. Dies gilt nur, wenn die
Planungsleistungen nicht oder noch nicht einer konkreten Inves-
tition zugeordnet werden können.

(3) Der Krankenhausträger hat die ordnungsgemäße Verwen-
dung der Fördermittel nachzuweisen und dazu auf Verlangen die
Geschäftsunterlagen vorzulegen. Der Nachweis erfolgt grund-
sätzlich bei der Pauschalförderung nach § 8 durch ein Testat eines
Wirtschaftsprüfers oder vereidigten Buchprüfers auf Kosten des
Krankenhausträgers und bei der Einzelförderung von baulichen
Investitionen nach § 7 Abs. 1 durch eine baubegleitende Prüfung
der für das Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung sowie den
Erfahrungsbericht des Krankenhauses. Die für das Gesundheits-
wesen zuständige Senatsverwaltung prüft abschließend die
zweckentsprechende und wirtschaftliche Verwendung der För-
dermittel und stellt das Ergebnis der Prüfung durch Prüfbescheid
fest. Sie kann dazu Unterlagen, die von einem vom Krankenhaus-
träger beauftragten Wirtschaftsprüfer geprüft worden sind, mit
heranziehen. Die Prüfung soll drei Jahre nach der Erfüllung der
Verpflichtung des Krankenhausträgers nach Satz 1 abgeschlossen
sein.

(4) Die für das Gesundheitswesen zuständige Senatsverwal-
tung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Regelun-
gen über die Beantragung, die Bewilligung, den Nachweis und die
Prüfung der Verwendung der Fördermittel zu erlassen.

(5) Das Prüfungsrecht des Rechnungshofes von Berlin nach
den §§ 88 ff. der Landeshaushaltsordnung bleibt unberührt.

§ 6
Weitere geförderte Einrichtungen

(1) In die Förderung nach § 2 Nr. 1 a des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes werden zusätzlich einbezogen

1. staatlich anerkannte Einrichtungen zur Ausbildung für die
Berufe
a) Sektions- und Präparationsassistent,
b) Masseur, Masseur und medizinischer Bademeister,
c) Altenpfleger,
d) Kardiotechniker und

2. Wohneinrichtungen an geförderten Ausbildungsstätten,

wenn die Krankenhäuser Träger oder Mitträger der Ausbildungs-
stätte sind. Die Aufnahme oder Nichtaufnahme von weiteren
geförderten Einrichtungen in den Krankenhausplan wird durch
schriftlichen Bescheid festgestellt. Das betroffene Krankenhaus
ist anzuhören.

(2) In die Förderung nach dem Krankenhausfinanzierungs-
gesetz und diesem Gesetz werden die landesbettenführenden
Einrichtungen der Universitätsklinika einbezogen.

§ 7
Einzelförderung

(1) Investitionskosten, die entstehen für
1. die Errichtung von Krankenhäusern einschließlich der
Erstausstattung mit den für den Betrieb des Krankenhauses
notwendigen Wirtschaftsgütern (ohne Verbrauchsgüter),

2. die Erst- und Wiederbeschaffung von Anlagegütern in Kran-
kenhäusern mit einer durchschnittlichen Nutzungsdauer von
mehr als fünfzehn Jahren (mittel- und langfristige Anlagegü-
ter), soweit diese nicht aus der Jahrespauschale nach § 8
Abs. 1 zu finanzieren sind,

3. den wesentlichen Ergänzungsbedarf kurzfristiger Anlage-
güter

werden auf Antrag einzeln gefördert (Einzelförderung). Förder-
fähig nach Satz 1 sind auch alle baulichen Maßnahmen, die in
einem ursächlichen, insbesondere baulich-technischen oder
funktionalen Zusammenhang mit einer der Einzelförderung
unterliegenden Investition nach Nummer 1 oder 2 stehen oder
Voraussetzung für die Durchführung einer solchen Investition
sind oder im Rahmen eines abgestimmten Gesamtplanungspro-
zesses auf der Grundlage einer durchgeführten Zielplanung in
mehreren Teilschritten zur Sanierung eines Krankenhauses oder
Teilen eines Krankenhauses führen.

(2) Bei Investitionen nach Absatz 1 bringt das Krankenhaus
zur Mitfinanzierung der Einrichtung und Ausstattung entspre-
chend den geprüften Bauplanungsunterlagen ein
1. unter Zweckmäßigkeits- und Wirtschaftlichkeitsgesichts-
punkten weiterhin verwendungsfähige Anlagegüter,

2. pauschale Fördermittel für die Wiederbeschaffung von
Anlagegütern, soweit diese nicht pflegesatzfähig sind,

3. Zinserträge aus angelegten pauschalen Fördermitteln,
4. Verkaufserlöse aus für das Krankenhaus nicht mehr zweck-
entsprechend verwendbaren, aus Pauschalmitteln nach § 8
finanzierten Anlagegütern.

(3) Die Einzelförderung kann im Einvernehmen mit dem
Krankenhaus durch Festbetrag erfolgen. Im Rahmen einer
Festbetragsförderung können bis zu einer Grenze von 6 Millio-
nen DM der Einzelförderung unterliegende Investitionen nach
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Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung mit Satz 2 zusammengefasst
werden. Der Festbetrag ist so zu bemessen, dass er eine Verwirk-
lichung der Investitionen nach den Grundsätzen der Leistungs-
fähigkeit und Sparsamkeit ermöglicht. Darüber hinaus kann nach
Maßgabe des § 8 Abs. 1 Satz 2 des Krankenhausfinanzierungsge-
setzes eine nur teilweise Förderung mit Restfinanzierung durch
den Krankenhausträger vereinbart werden.

(4) Anstelle der Einzelförderung von Investitionskosten nach
Absatz 1 durch Zuschuss wird
1. der Schuldendienst von Darlehen nach § 2 Nr. 3 Buchst. b des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes oder

2. ein Ausgleich für Kapitalkosten nach § 2 Nr. 3 Buchst. d des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes

gewährt, soweit Darlehen oder Eigenmittel mit Einwilligung der
für das Gesundheitswesen zuständigen Senatsverwaltung einge-
setzt werden.

§ 8
Pauschalförderung

(1) Durch feste jährliche Beträge (Jahrespauschale) werden
gefördert
1. die Wiederbeschaffung von Anlagegütern mit einer durch-
schnittlichen Nutzungsdauer von mehr als drei bis zu fünf-
zehn Jahren (kurzfristige Anlagegüter),

2. sonstige nach § 7 Abs. 1 förderungsfähige Investitionen,
wenn die veranschlagten Kosten einschließlich Mehrwert-
steuer für das einzelne Vorhaben den in der Rechtsverord-
nung nach Absatz 3 jeweils festgelegten Betrag (Wertgrenze)
nicht übersteigen.

(2) Krankenhäuser, die eine nach dem Krankenhausfinanzie-
rungsgesetz oder diesem Gesetz geförderte Ausbildungsstätte
betreiben, erhalten zur Förderung der für diese Ausbildungsstätte
notwendigen Investitionen einen Zuschlag zur Jahrespauschale.

(3) Die für das Gesundheitswesen zuständige Senatsverwal-
tung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit der Senatsverwal-
tung für Finanzen durch Rechtsverordnung
1. die Wertgrenzen nach Absatz 1 Nr. 2,
2. die Bemessungsgrundlagen sowie die Höhe der Jahrespau-
schale nach Absatz 1 einschließlich des Zuschlags nach
Absatz 2

zu bestimmen. Die für das Gesundheitswesen zuständige Senats-
verwaltung kann ferner im Einvernehmen mit der Senatsverwal-
tung für Finanzen durch Rechtsverordnung die Wertgrenzen
nach Absatz 1 Nr. 2, die Höhe der Jahrespauschale nach Absatz 1
und den Zuschlag für Ausbildungsstätten nach Absatz 2 in
Abständen von zwei Jahren an die Kostenentwicklung anpassen.

(4) Bei wesentlich abweichendem Bedarf kann die Jahres-
pauschale abweichend von der durch Rechtsverordnung nach
Absatz 3 festgesetzten Höhe höher oder niedriger bemessen oder
ein einmaliger Zuschlag zur Jahrespauschale berücksichtigt wer-
den, soweit dies zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit des Kran-
kenhauses unter Berücksichtigung seiner im Krankenhausplan
bestimmten Angaben notwendig oder ausreichend ist.

(5) Das Krankenhaus darf im Einvernehmen mit der für das
Gesundheitswesen zuständigen Senatsverwaltung Planungsleis-
tungen für förderfähige Investitionen nach § 7 Abs. 1 finanzieren
oder vorfinanzieren.

§ 9
Förderung von Nutzungsentgelten

(1) Anstelle der Investitionskosten nach § 7 Abs. 1 können auf
Antrag Entgelte für die Nutzung von Anlagegütern gefördert wer-
den, wenn dadurch eine wirtschaftliche Verwendung der Förder-
mittel zu erwarten ist.

(2) Der Abschluss einer Nutzungsvereinbarung, für die För-
dermittel nach Absatz 1 beantragt werden, bedarf der vorherigen
Zustimmung durch die für das Gesundheitswesen zuständige
Senatsverwaltung. Die Zustimmung kann auch nachträglich
erklärt werden, wenn die Verweigerung eine erhebliche Härte
darstellen würde und wirtschaftliche Nachteile nicht zu erwarten
sind.
(3) Die pauschal gewährten Fördermittel dürfen zur Finanzie-
rung der Nutzung der in § 8 Abs. 1 genannten Anlagegüter ver-
wendet werden, soweit dies einer wirtschaftlichen Betriebsfüh-
rung entspricht.

§ 10
Förderung von Anlauf- und Umstellungskosten

sowie von Grundstückskosten

Auf Antrag werden gefördert
1. Anlaufkosten,
2. Umstellungskosten bei innerbetrieblichen Änderungen,
3. Kosten des Grundstücks, des Grundstückserwerbs, der
Grundstückserschließung (§ 2 Nr. 2, 2. Halbsatz des Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes) sowie Miete und Pacht von
Grundstücken,

soweit ohne die Förderung die Aufnahme oder Fortführung des
Krankenhausbetriebs gefährdet wäre. Eine Betriebsgefährdung
liegt vor, wenn mit dem im Krankenhaus verfügbaren Vermögen
eine Finanzierung der in Satz 1 genannten Kosten nicht mög-
lich ist.

§ 11
Förderung von Lasten aus Investitionsdarlehen

(1) Hat ein Krankenhausträger vor der Aufnahme des Kran-
kenhauses in den Krankenhausplan für förderungsfähige, vor
diesem Zeitpunkt entstandene Investitionskosten Darlehen auf-
genommen, so werden auf Antrag die vom Tage der Aufnahme an
entstehenden Schuldendienstlasten gefördert. Fördermittel wer-
den nicht gewährt für erhöhte Lasten aus einer Umschuldung, es
sei denn, dass diese aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen
unvermeidbar war. Darlehen, die zur Ablösung von Eigenkapital
des Krankenhausträgers aufgenommen wurden, bleiben unbe-
rücksichtigt.

(2) Lasten aus Darlehen, die vor der Aufnahme des Kranken-
hauses in den Krankenhausplan für förderungsfähige Investi-
tionskosten aus Landesmitteln gewährt worden sind, werden auf
Antrag erlassen.

§ 12
Ausgleich für Eigenmittel

(1) Sind in einem Krankenhaus bei Beginn der Förderung
nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz mit Eigenmitteln
beschaffte, der Abnutzung unterliegende Anlagegüter vorhan-
den, deren regelmäßige Nutzungsdauer zu diesem Zeitpunkt
noch nicht abgelaufen ist, so wird dem Krankenhausträger bei
Ausscheiden des Krankenhauses aus dem Krankenhausplan auf
Antrag ein dem Anteil der Eigenmittel entsprechender Ausgleich
für die Abnutzung während der Zeit der Förderung gewährt. Aus-
gleichsfähig sind nur Eigenmittel aus dem frei verfügbaren Ver-
mögen des Krankenhausträgers.

(2) Der Berechnung des Ausgleichsanspruchs sind der Wert
des Anlagegutes bei Beginn der Förderung und die restliche
Nutzungsdauer während der Zeit der Förderung zugrunde zu
legen.

(3) Ein Ausgleichsanspruch entfällt, soweit beim Ausscheiden
eines Krankenhauses aus dem Krankenhausplan Fördermittel
oder deren Gegenwert im Vermögen des Krankenhausträgers vor-
handen sind.

(4) Soweit förderungsfähige Investitionen mit Zustimmung
der für das Gesundheitswesen zuständigen Senatsverwaltung aus
Eigenmitteln finanziert und nicht nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 gefördert
worden sind, werden die hierauf entfallenden Abschreibungen
entsprechend den Absätzen 1 und 2 ausgeglichen.

§ 13
Förderung bei Schließung oder Umstellung

von Krankenhäusern

(1) Krankenhäuser, die aus dem Krankenhausplan ganz oder
teilweise ausscheiden, erhalten auf Antrag Ausgleichszahlungen,
um die Schließung oder Umstellung auf andere Aufgaben zu
erleichtern.
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(2) Ausgleichszahlungen werden im angemessenen Umfang,

soweit die Kosten nicht durch Dritte finanziert werden, insbeson-
dere gewährt für
1. Betriebsverluste, soweit sie auf der Einstellung des Betriebes
als Krankenhaus beruhen,

2. angemessene Aufwendungen für die Milderung wirtschaft-
licher Nachteile, die den im Krankenhaus Beschäftigten
infolge der Umstellung oder Einstellung entstehen,

3. unvermeidbare Kosten der Abwicklung von Verträgen.

Bei der Bemessung der Ausgleichszahlungen sollen berücksich-
tigt werden
1. Erträge, die aus einer anderweitigen Verwertung oder
Nutzung des Krankenhauses oder von Abteilungen oder
Bereichen des Krankenhauses erzielt werden, sowie

2. die Vermögenssituation des Krankenhausträgers.

(3) Wird von einer Rückforderung von Fördermitteln nach
§ 15 Abs. 2 abgesehen, so sind diese auf die Ausgleichszahlungen
nach Absatz 2 anzurechnen.

(4) Zur Finanzierung der Umstellung von Krankenhäusern
oder Krankenhausabteilungen auf andere Aufgaben, insbeson-
dere zur Umwidmung in Pflegeeinrichtungen oder selbständige,
organisatorisch und wirtschaftlich vom Krankenhaus getrennte
Pflegeabteilungen, werden die im Krankenhaus zum Zeitpunkt
der Umstellung vorhandenen pauschalen Fördermittel nach § 8
ganz oder teilweise eingesetzt. Darüber hinaus wird zu diesem
Zweck die Jahrespauschale nach § 8 für einen angemessenen Zeit-
raum ganz oder teilweise weiter gewährt.

§ 14
Verwendung der Fördermittel, Nebenbestimmungen

(1) Die Fördermittel dürfen nur zur Erfüllung der im Kranken-
hausplan bestimmten Aufgaben des Krankenhauses unter Beach-
tung einer sparsamen und wirtschaftlichen Betriebsführung ver-
wendet werden.

(2) Die Bewilligung der Fördermittel kann mit Nebenbestim-
mungen verbunden werden, soweit diese zur Erreichung der
Ziele des Krankenhausfinanzierungsgesetzes und dieses Ge-
setzes, insbesondere des Krankenhausplanes und der darauf
beruhenden Feststellungsbescheide, oder zur Sicherung einer
zweckentsprechenden Verwendung der Fördermittel erforderlich
sind.

§ 15
Rückforderung von Fördermitteln,

Erhebung von Zinsen

(1) Die Fördermittel sind zurückzuerstatten, wenn das Kran-
kenhaus seine Aufgaben nach dem Krankenhausplan ganz oder
teilweise nicht mehr erfüllt; die Rückforderung erfolgt durch
schriftlichen Bescheid. Soweit mit den Fördermitteln Anlage-
güter angeschafft oder hergestellt worden sind, mindert sich die
Verpflichtung zur Erstattung der Fördermittel entsprechend der
abgelaufenen regelmäßigen Nutzungsdauer dieser Anlagegüter.
Die Verpflichtung zur Erstattung der Fördermittel besteht jedoch
nur bis zur Höhe des Liquidationswertes der Anlagegüter, wenn
dem Krankenhaus aus einem von ihm nicht zu vertretenden
Grund nach Gewährung der Fördermittel die Erfüllung seiner
Aufgaben unmöglich wird; bei teilweiser Förderung ist die Ver-
pflichtung entsprechend anteilig begrenzt. Die Sätze 1 bis 3 gelten
entsprechend, wenn Ausbildungsstätten nach § 2 Nr. 1 a des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes oder Einrichtungen nach § 6
Abs. 1 dieses Gesetzes ihre Aufgaben nach dem Krankenhaus-
plan ganz oder teilweise nicht mehr erfüllen.

(2) Im Falle des Absatzes 1 Satz 1 kann von einer Rückforde-
rung abgesehen werden, wenn das Krankenhaus im Einverneh-
men mit der für das Gesundheitswesen zuständigen Senatsver-
waltung ganz oder teilweise aus dem Krankenhausplan ausschei-
det oder eine Umstellung auf andere Aufgaben nach § 13 Abs. 4
erfolgt.

(3) Werden geförderte Anlagegüter vor Ablauf ihrer durch-
schnittlichen Nutzungsdauer aus vom Fördermittelempfänger zu
vertretenden Gründen nicht mehr für Krankenhauszwecke
genutzt, so können Erträge zurückgefordert werden, die aus einer
Verwertung der Anlagegüter erzielt worden sind oder zumutbar
hätten erzielt werden können.

(4) Fördermittel können ganz oder teilweise zurückgefordert
werden, wenn
1. sie entgegen den Bestimmungen des § 14 Abs. 1 verwendet
werden, insbesondere auch bei Verstoß gegen die Vergabe-
vorschriften,

2. mit dem Bewilligungsbescheid verbundene Auflagen nicht
oder nicht innerhalb einer dem Empfänger der Fördermittel
gesetzten Frist erfüllt oder die Fördermittel entgegen sonsti-
gen Nebenbestimmungen des Bewilligungsbescheides ver-
wendet werden,

3. nach der Gewährung von Leistungen nach § 13 die Einstel-
lung des Betriebs des Krankenhauses oder die Umstellung
auf andere Aufgaben nicht erfolgt,

4. das Krankenhaus Fördermittel aus der Einzelförderung nach
§ 7 nicht in einem Zeitraum von drei Monaten nach Erhalt
ordnungsgemäß für fällige Zahlungen im Rahmen des För-
derzwecks verwendet und eine Rückzahlung an die für das
Gesundheitswesen zuständige Senatsverwaltung in einer
anschließenden Frist von 14 Tagen nicht erfolgt,

5. der Verwendungsnachweis nicht, nicht rechtzeitig oder
unvollständig vorgelegt wird,

6. sich aus den Prüfungsfeststellungen des Rechnungshofes
von Berlin nach § 5 Abs. 5 ergibt, dass sie entgegen den
Bestimmungen des § 14 Abs. 1 verwendet wurden.

(5) Zahlt das Krankenhaus nicht innerhalb eines Monats nach
Zugang des Rückforderungsbescheides, so kommt es in Verzug.
Es hat während des Verzugs Verzugszinsen in Höhe von 2 vom
Hundert über dem jeweils gültigen Diskontsatz der Deutschen
Bundesbank zu zahlen.

(6) Fördermittel, die aus einem vom Krankenhaus zu vertre-
tenden Grund entgegen den Regelungen dieses Gesetzes verwen-
det werden, sind in jedem Fall unverzüglich zurückzuzahlen. Sie
sind vom Zeitpunkt des Tages ihrer Auszahlung an in Höhe von 2
vom Hundert über dem jeweils gültigen Diskontsatz der Deut-
schen Bundesbank zu verzinsen. Satz 2 gilt entsprechend auch für
Rückforderungen nach Absatz 4 Nr. 4 und für Rückforderungen
von endgültig nicht verwendeten Fördermitteln.

§ 16
Investitionen nach Artikel 14
des Gesundheitsstrukturgesetzes

Die Vorschriften der §§ 7 und 9 bis 15 finden auf Fördermittel
für Investitionen nach Artikel 14 des Gesundheitsstrukturgeset-
zes entsprechende Anwendung.

§ 17
Mitwirkungen der Beteiligten, Krankenhausbeirat

(1) Unmittelbar Beteiligte im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 2 des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes sind im Land Berlin
1. die Krankenhausgesellschaft,
2. die Landesverbände der gesetzlichen Krankenkassen, die ört-
lich zuständigen Landwirtschaftlichen Krankenkassen, die
Bundesknappschaft und die Verbände der Ersatzkassen,

3. der Landesausschuss des Verbandes der privaten Kranken-
versicherung.

Die für das Gesundheitswesen zuständige Senatsverwaltung
strebt bei der Krankenhausplanung und der Aufstellung der
Investitionsprogramme durch eine eingehende Erörterung mit
den unmittelbar Beteiligten nach Satz 1 eine einvernehmliche
Regelung an. Das Ergebnis wird schriftlich festgehalten. Die
Vorschrift des Artikels 14 Abs. 2 Satz 1 des Gesundheitsstruktur-
gesetzes über das Beteiligungsverfahren bei der Aufstellung von
Investitionsprogrammen bleibt unberührt.

(2) Die für das Gesundheitswesen zuständige Senatsverwal-
tung beruft einen Krankenhausbeirat. Dem Krankenhausbeirat
gehören die unmittelbar Beteiligten nach Absatz 1 an. Darüber
hinaus werden weitere Beteiligte im Land Berlin im Sinne des § 7
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Abs. 1 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes in den Kran-
kenhausbeirat berufen. Das für das Gesundheitswesen zustän-
dige Mitglied des Senats oder ein von ihm bestimmter Vertreter
führt den Vorsitz im Krankenhausbeirat. Bei der Durchführung
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes und dieses Gesetzes
arbeiten das für das Gesundheitswesen zuständige Mitglied des
Senats und die Beteiligten im Krankenhausbeirat eng zusammen.
Der Krankenhausbeirat berät insbesondere das für das Gesund-
heitswesen zuständige Mitglied des Senats in grundsätzlichen
Planungs- und Strukturangelegenheiten des Krankenhauswesens.

§ 18
Lehrkrankenhäuser

Krankenhäuser, die nach § 3 Abs. 2 der Approbationsordnung
für Ärzte in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1987
(BGBI. I S. 1593), zuletzt geändert durch Verordnung vom
10. November 1999 (BGBI. I S. 2162), zu Lehrkrankenhäusern
bestimmt werden, arbeiten bei der praktischen Ausbildung der
Medizinstudenten mit der Freien Universität Berlin und der
Humboldt-Universität zu Berlin zusammen.

§ 19
Umlagefinanzierung

Die zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, eine Verord-
nung zu erlassen, die eine Umlagefinanzierung für die gemäß § 2
Nr. 1 a Krankenhausfinanzierungsgesetz genannten Einrichtun-
gen sicherstellt, wenn die Krankenhäuser Träger oder Mitträger
der Ausbildungsstätten sind.

§ 20
Ordnungsbehördliche Genehmigung

(1) Krankenhäuser bedürfen zu ihrem Betrieb der Ordnungs-
behördlichen Genehmigung des Landesamtes für Gesundheit
und Soziales Berlin.

(2) Die Ordnungsbehördliche Genehmigung wird erteilt,
wenn Mindesterfordernisse für die Errichtung und den Betrieb
von Krankenhäusern einschließlich ihrer ambulanten Bereiche,
insbesondere in baulicher, hygienischer, personeller und tech-
nischer Hinsicht erfüllt werden. Dabei sind die ambulanten Leis-
tungen des Krankenhauses einschließlich des ambulanten Ope-
rierens einzubeziehen. Die Ordnungsbehördliche Genehmigung
kann mit Bedingungen und Auflagen versehen werden.

(3) Die Aufnahme, Änderung oder Ergänzung einer Auflage
zu einer nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften
erteilten Ordnungsbehördlichen Genehmigung zum Betrieb
eines Krankenhauses bleibt vorbehalten.

(4) Durch Rechtsverordnung sind mit dem Ziel der Sicherung
einer bedarfsgerechten Versorgung der Patienten zu regeln
1. die Mindesterfordernisse nach Absatz 2,
2. die Erstreckung von Mindesterfordernissen nach Nummer 1
auf die bestehenden Krankenhäuser, jedoch in baulicher
Hinsicht nur soweit sie zur Verhütung von Gefahren für
die Gesundheit der Patienten, der Dienstkräfte oder der
Besucher des Krankenhauses erforderlich ist,

3. das Verfahren für die Erteilung der Ordnungsbehördlichen
Genehmigung.

(5) Das Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin kann
von einzelnen Mindesterfordernissen nach Absatz 2 Befreiung
erteilen, wenn
1. örtliche Gegebenheiten dies erfordern oder
2. die Erfüllung zu einer unvertretbaren Härte führen würde
und sich keine Gefahren für die Gesundheit der Patienten, der
Dienstkräfte und der Besucher des Krankenhauses ergeben.

(6) Die Ordnungsbehördliche Genehmigung ist zurückzuneh-
men, wenn bei ihrer Erteilung eines der Mindesterfordernisse
nach den Absätzen 2 und 4 nicht vorgelegen hat, es sei denn, dass
der Mangel innerhalb einer von der zuständigen Behörde zu
bestimmenden Frist nachträglich behoben wird.

(7) Die Ordnungsbehördliche Genehmigung kann widerrufen
werden, wenn nachträglich eines der Mindesterfordernisse nach
den Absätzen 2 und 4 weggefallen ist oder eine Auflage nicht
erfüllt wird, es sei denn, dass der Mangel innerhalb einer von der
zuständigen Behörde zu bestimmenden Frist behoben wird.

(8) Diese Vorschriften finden keine Anwendung auf Kranken-
häuser, für die § 30 der Gewerbeordnung die Konzession regelt
(private Krankenhäuser).

§ 21
Aufsicht

(1) Das Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin und
die Bezirksämter üben nach Maßgabe des Gesetzes über die
Zuständigkeit der Ordnungsbehörden die ordnungsbehördliche
Aufsicht über die Krankenhäuser aus und überwachen ferner bei
Krankenhäusern, die eine Ordnungsbehördliche Genehmigung
nach § 20 Abs. 1 erhalten haben, ob die Mindesterfordernisse und
Auflagen nach § 20 Abs. 2 bis 4 eingehalten werden. Dazu sollen
ehrenamtlich tätige erfahrene Ärzte hinzugezogen werden.

(2) Durch Rechtsverordnung werden nähere Regelungen über
Art und Umfang der Aufsicht getroffen, insbesondere über
1. Besichtigung der Krankenhäuser in bestimmten zeitlichen
Abständen, in der Regel einmal jährlich,

2. bei der Besichtigung zu berücksichtigende Kriterien, vor
allem erlaubnisentsprechende Nutzung, Krankenhaus-
hygiene, technische Einrichtungen und Geräte, Einrichtun-
gen für Erste Hilfe sowie personelle Ausstattung.

Das Kriterium der erlaubnisentsprechenden Nutzung nach Satz 1
Nr. 2 bezieht sich insbesondere auf Art und Zahl der ordnungsbe-
hördlich genehmigten Betten und auf inhaltliche Festlegungen
zur stationären Patientenversorgung und zu ambulanten Leistun-
gen einschließlich des ambulanten Operierens.

§ 22
Gliederung der Krankenhäuser

Krankenhäuser werden nach ärztlichen und pflegerischen
Bedürfnissen so gegliedert, dass die Abteilungen in ihrer Größe
überschaubar, funktionsfähig und wirtschaftlich sind.

§ 23
Aufnahme im Krankenhaus

(1) Patienten, die nach ärztlichem Urteil unabweisbar einer
Krankenhausversorgung bedürfen, sind zu jeder Zeit in einem
Krankenhaus ihrer Wahl nach Maßgabe der stationären Behand-
lungsmöglichkeiten aufzunehmen.

(2) Ist der Patient auf Grund seines Krankheitszustandes
außerstande, seine Angehörigen von der Aufnahme in das Kran-
kenhaus zu unterrichten, so soll das Krankenhaus sofort die
Angehörigen benachrichtigen. Stirbt ein Patient, so unterrichtet
das Krankenhaus unverzüglich die Angehörigen oder, sofern dies
nicht möglich ist, die zuständige Polizeidienststelle, die ihrerseits
die Angehörigen unverzüglich unterrichtet.

(3) Durch Rechtsverordnung werden nähere Regelungen
getroffen über
1. die Verpflichtung der Krankenhäuser, der Rettungsstelle
freie Betten zu melden und deren Vermittlungen sowie Not-
einweisungen zu berücksichtigen,

2. Meldungen der Krankenhäuser über die Belegungssituation
an das für das Gesundheitswesen zuständige Mitglied des
Senats,

3. das Verfahren der Aufnahme von Patienten in Kranken-
häusern,

4. Krankentransportvermittlungen sowie Zusammenarbeit
zwischen Krankenhausaufnahme und den Trägern des
Rettungsdienstes.

§ 24
Patientenversorgung

(1) Art und Intensität der Patientenversorgung richten sich
nach Art und Schwere der Erkrankung und sind unabhängig von
der Kostenträgerschaft. Die Krankenhäuser wahren bei den
Betriebsabläufen vor allem die Belange und die Würde der
Patienten. Sie sorgen soweit wie möglich für eine ungestörte
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Nachtruhe der Patienten und eine tägliche Besuchszeit. Im Rah-
men der ärztlichen und pflegerischen Verantwortung sollen die
Patienten unter Beachtung ihrer Entscheidungen über die
Behandlungs- und Pflegemaßnahmen, ihren Ablauf und die
Ergebnisse unterrichtet werden und auf Wunsch Einsicht in die
sie betreffenden Patientenunterlagen hinsichtlich der objektiven
Befunde und Berichte über die Behandlungs- und Pflegemaßnah-
men erhalten.

(2) Das Krankenhaus ergänzt die ärztliche und pflegerische
Versorgung auf Wunsch des Patienten durch persönliche Hilfe
und durch Maßnahmen, die sich auf seine soziale Situation bezie-
hen, mit dem Ziel, durch Krankheit oder Behinderung gestörte
Beziehungen des Patienten zu Familie, Beruf und Gesellschaft zu
normalisieren sowie den Patienten in allen sozialen Fragen zu
beraten und bei der Einleitung von Rehabilitationsmaßnahmen
zu unterstützen. Dazu sind Sozialarbeiter einzusetzen.

(3) Das Krankenhaus ermöglicht auf Wunsch die seelsorge-
rische Betreuung der Patienten.

(4) Die Krankenhäuser unterrichten die Patienten rechtzeitig
vor Beendigung der stationären Versorgung über die Angebote
der gesundheits- und sozialpflegerischen Dienste. Bei Bedarf und
mit Zustimmung der Patienten übernehmen sie deren pflege-
rische und soziale Überleitung in eine Einrichtung, die Leistun-
gen nach § 5 Abs. 1 des Sozialstationengesetzes erbringen. Die für
die Weiterführung der Betreuung erforderlichen Unterlagen
(Pflegeüberleitungsbogen, Verordnung über häusliche Pflege)
sind vor Beendigung der stationären Versorgung des Patienten zu
erstellen und nach dessen Zustimmung oder wenn dies in seinem
objektiven Interesse liegt, umgehend an den aufnehmenden
Anbieter der häuslichen Krankenpflege und an den betreffenden
Arzt weiterzuleiten.

(5) Privatstationen bestehen nicht. Die Betten für Patienten,
die eine gesondert berechenbare Unterkunft mit dem Kranken-
haus vereinbaren, sind in den Stationsbereich eingegliedert.

§ 25
Ehrenamtliche Helfer

Die Krankenhäuser fördern die ehrenamtliche Hilfe für die
Patienten und arbeiten mit ehrenamtlichen Helfern eng zusam-
men. Ehrenamtliche Helfer ergänzen die Patientenversorgung
(§ 24) während und nach der stationären Behandlung. Aufgaben,
die regelmäßig Beschäftigten des Krankenhauses obliegen, wer-
den ehrenamtlichen Helfern nicht übertragen.

§ 26
Patientenfürsprecher

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung wählt für jedes Kran-
kenhaus oder gemeinsam für mehrere Krankenhäuser eines Be-
zirks nach Anhörung des Krankenhauses einen Patientenfürspre-
cher für die Dauer ihrer Wahlperiode; in Krankenhäusern mit
mehreren örtlich abgegrenzten Betriebsteilen kann für jeden
Betriebsteil ein Patientenfürsprecher gewählt werden. Darüber
hinaus kann für den Bereich von psychiatrischen Abteilungen in
Allgemeinkrankenhäusern zusätzlich ein Patientenfürsprecher
gewählt werden. Wählbar sind die zu einer Bezirksverordneten-
versammlung Wahlberechtigten. Dienstkräfte von Kranken-
häusern sind nicht wählbar. Die Bezirksverordnetenversammlung
kann den Patientenfürsprecher abberufen. Der Patientenfürspre-
cher führt nach Ablauf der Wahlperiode der Bezirksverordneten-
versammlung oder im Falle eines vorzeitigen Ausscheidens sein
Amt bis zum Amtsantritt seines Nachfolgers weiter.

(2) Der Patientenfürsprecher prüft Anregungen und Be-
schwerden der Patienten. Er vertritt deren Anliegen und seine
eigenen Erkenntnisse zur Patientenversorgung gegenüber dem
Krankenhaus. Er hält regelmäßig Sprechstunden in vom Kran-
kenhaus zur Verfügung gestellten geeigneten Räumlichkeiten ab,
auf die die Patienten aufmerksam gemacht werden. Der Patien-
tenfürsprecher kann sich mit Einverständnis des Patienten jeder-
zeit unmittelbar an die Krankenhausleitung, den Krankenhaus-
träger und die zuständigen Behörden wenden. Das Krankenhaus,
der Krankenhausträger und die zuständigen Behörden arbeiten
mit dem Patientenfürsprecher eng zusammen. Sie gehen dem
Vorbringen des Patientenfürsprechers nach und erteilen ihm die
notwendigen Auskünfte. Der Patientenfürsprecher legt der
Bezirksverordnetenversammlung, dem Krankenhausträger und
dem Krankenhaus einen jährlichen Erfahrungsbericht vor. Er
nimmt dabei auch zur Situation der Patientenversorgung Stel-
lung.

(3) Der Patientenfürsprecher nimmt ein Ehrenamt wahr. Er
erhält eine Aufwandsentschädigung. Über die ihm bei seiner
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen hat er Verschwiegenheit
zu bewahren.

§ 27
Krankengeschichten, Datenschutz

(1) Im Krankenhaus wird vom behandelnden Arzt und den
verantwortlichen Pflegekräften über jeden Patienten für die Zeit
des Krankenhausaufenthaltes eine Krankengeschichte und eine
Pflegedokumentation geführt.

(2) Die Krankenhausleitung gewährleistet, dass im Kranken-
haus auf Patientendaten nur im erforderlichen Umfang zuge-
griffen wird. Im Rahmen der Aus-, Fort- und Weiterbildung von
Ärzten und Medizinalfachpersonen ist zu gewährleisten, dass auf
Patientendaten nur insoweit zugegriffen wird, als dies für die dem
Berufsbild entsprechenden Funktionen erforderlich ist.

(3) Eine Offenbarung von Patientendaten an Stellen außerhalb
des Krankenhauses ist nur zulässig
1. zur Erfüllung einer gesetzlich vorgeschriebenen Behand-
lungs- oder Mitteilungspflicht,

2. zur Durchführung des Behandlungsvertrages einschließlich
einer Nachbehandlung oder zur Durchführung einer sich
anschließenden häuslichen Krankenpflege, soweit nicht der
Patient etwas anderes bestimmt hat,

3. zur Abwehr von Gefahren für Leib, Leben oder die per-
sönliche Freiheit des Patienten oder eines Dritten sowie
zur Durchführung der erforderlichen Maßnahmen im Ka-
tastrophenfall,

4. zur Durchführung eines mit der Behandlung zusammenhän-
genden gerichtlichen Verfahrens.

Im Übrigen ist eine Offenbarung nur mit Einwilligung des Patien-
ten zulässig.

(4) Zum Zwecke der wissenschaftlichen Forschung dürfen
Patientendaten nur offenbart werden, wenn der Patient ausdrück-
lich der personenbezogenen Offenbarung zugestimmt hat oder
wenn die Anonymität des Patienten hinreichend gesichert ist.

(5) Durch Rechtsverordnung werden nähere Regelungen
getroffen über die Art der Führung, den Inhalt, die Aufbewah-
rung und die Aufbewahrungszeit von Krankengeschichten und
Pflegedokumentationen.

§ 28
Auskunftspflicht

Die Krankenhäuser erteilen der für das Gesundheitswesen
zuständigen Senatsverwaltung und dem Landesamt für Gesund-
heit und Soziales Berlin Auskünfte, die sie für Zwecke der Kran-
kenhausplanung, Investitionsplanung, Krankenhausförderung,
Ordnungsbehördlichen Genehmigung von Krankenhäusern und
Aufsicht über Krankenhäuser sowie für weitere Maßnahmen zur
Sicherstellung der Patientenversorgung benötigen. Diese Aus-
künfte werden grundsätzlich anonymisiert erteilt. Im Übrigen gilt
§ 27 Abs. 3.

§ 29

Katastrophenschutz

(1) Die Krankenhäuser stellen Einsatzpläne für den Ka-
tastrophenschutz auf, stimmen sie mit den zuständigen Behörden
ab und führen Übungen durch.

(2) Durch Rechtsverordnung werden nähere Regelungen über
Art und Umfang des Katastrophenschutzes getroffen, insbeson-
dere über
1. Inhalt der Einsatzpläne,
2. Abstimmung der Krankenhäuser.
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§ 30 § 56

Fortbildung

(1) Die Dienstkräfte der Krankenhäuser haben sich ent-
sprechend der medizinischen, medizintechnischen, strukturellen,
pflegerischen und organisatorischen Entwicklung des Kranken-
hauswesens fortzubilden.

(2) Die Krankenhausträger stellen die Fortbildung nach
Absatz 1 sicher.

(3) Art und Umfang der Fortbildung werden durch Rechtsver-
ordnung geregelt.

Abschnitt II
Besondere Vorschrift für die Krankenhäuser

des Landes Berlin

§ 31
Rechtsform, Rechtsgrundlagen, Aufsicht

Der Senat von Berlin kann Krankenhausbetriebe nach
Maßgabe eines Errichtungsgesetzes zu einem zentralen Kranken-
hausbetrieb zusammenfassen. Die als nichtrechtsfähige Anstalt
zusammengefassten Einrichtungen des Maßregelvollzugs nach
den §§ 63 und 64 des Strafgesetzbuchs werden als Krankenhaus-
betrieb des Landes Berlin (Krankenhaus des Maßregelvollzugs
Berlin) geführt, der der für das Gesundheitswesen zuständigen
Senatsverwaltung nachgeordnet ist. Der Krankenhausbetrieb
beschäftigt Angestellte und Arbeiter sowie Beamte. Er entschei-
det über Einstellung, Versetzung, Entlassung und die sonstigen
Personalangelegenheiten der einzelnen Dienstkräfte, soweit nicht
bei Beamten die Dienstbehörde zuständig ist.

§§ 32–54
(aufgehoben)

Abschnitt III
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 55
(aufgehoben)

Erlass von Rechtsverordnungen

Die für das Gesundheitswesen zuständige Senatsverwaltung
wird ermächtigt, die zur Durchführung des § 5 Abs. 4, § 8 Abs. 3,
§ 20 Abs. 4, § 21 Abs. 2, § 23 Abs. 3, § 27 Abs. 5, § 29 Abs. 2 und
§ 30 Abs. 3 dieses Gesetzes erforderlichen Rechtsverordnungen
zu erlassen, zu § 8 Abs. 3 im Einvernehmen mit der Senatsverwal-
tung für Finanzen.

§ 57
Erlass von Ausführungsvorschriften

Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Ver-
waltungsvorschriften erlässt die für das Gesundheitswesen
zuständige Senatsverwaltung.

§ 58
Amts- oder Funktionsbezeichnungen

Frauen, die Ämter oder Funktionen nach diesem Gesetz wahr-
nehmen, führen die Amts- oder Funktionsbezeichnung in weib-
licher Form.

§ 59
Inkrafttreten*)

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. September 1975 in Kraft. Die Vor-
schriften des § 30 Abs. 1 treten jedoch erst am 1. Januar 1978 in
Kraft.

(2) Die für das Gesundheitswesen zuständige Senatsver-
waltung kann im Einvernehmen mit dem Senator für Finanzen
zulassen, dass bereits vor dem Inkrafttreten der in Absatz 1 Satz 2
bezeichneten Vorschriften in einzelnen Krankenhausbetrieben
die kaufmännische Buchführung eingeführt wird und die dafür
vorgesehenen Vorschriften entsprechend angewendet werden.

*) § 59: Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ursprünglichen
Fassung vom 13. Dezember 1974 (GVBl. S. 2810).
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Verordnung

über die Festsetzung des Bebauungsplans XII-301
im Bezirk Steglitz-Zehlendorf, Ortsteil Lichterfelde

Vom 10. April 2001

Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 27. August 1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I S. 137) in
Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs (AG BauGB) in der Fassung
vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578) wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan XII-301 (in 2 Blättern) vom 18. Januar 1999
mit den Deckblättern vom 27. August 1999, 26. Mai 2000 und
14. August 2000 für die Grundstücke Osteweg 37/71, Platz des
4. Juli, Goerzallee 190/238 und Dahlemer Weg 193/197 im Bezirk
Steglitz, Ortsteil Lichterfelde wird festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Ste-
glitz-Zehlendorf von Berlin, Abteilung Bauen, Stadtplanung und
Naturschutz, Bauordnungsamt – Fachbereich Vermessung –,
beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim
Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin, Abteilung Bauen,
Stadtplanung und Naturschutz, Bauordnungsamt – Fachbereiche
Stadtplanung und Bauaufsicht –, während der Dienststunden kos-
tenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
BauGB) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 BauGB)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften, die
in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 des Baugesetzbuchs
bezeichnet oder die im Gesetz zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs enthalten sind, innerhalb eines Jahres,

2. Mängel der Abwägung innerhalb von sieben Jahren

seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich gegenüber
dem Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin geltend machen;
der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen
soll, ist darzulegen. Nach § 215 Abs. 1 des Baugesetzbuchs und
nach § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetz-
buchs ist die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
sowie des Abwägungsgebots nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Fristen unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für
die Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften ver-
letzt worden sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 10. April 2001

Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin

We b e r K ö r n e r
Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat
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Verordnung
über das leistungsabhängige Aufsteigen

in den Grundgehaltsstufen
(Leistungsstufenverordnung – LStVO)

Vom 23. April 2001

Auf Grund des § 27 Abs. 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 (BGBl.
I S. 3434), zuletzt geändert durch Artikel 5 a des Gesetzes vom
21. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1971), wird verordnet:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Verordnung regelt das leistungsabhängige Aufsteigen
und das Verbleiben in den Stufen des Grundgehalts bei Landes-
beamten in Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A. Sie ist
nicht anzuwenden auf Beamte im Beamtenverhältnis auf Probe
nach § 10 a Landesbeamtengesetz und auf Beamte, die sich in der
laufbahnrechtlichen Probezeit befinden.

§ 2
Festsetzung einer Leistungsstufe

(1) Die Festsetzung einer Leistungsstufe dient der Anerken-
nung dauerhaft herausragender Leistungen. Erbringt der Beamte
dauerhaft herausragende Leistungen, kann für ihn die nächst-
höhere Stufe des Grundgehalts vorzeitig festgesetzt werden. Die
Festsetzung erfolgt auf der Grundlage der letzten dienstlichen
Beurteilung. Ist diese älter als zwölf Monate, erfolgt die Festset-
zung auf der Grundlage einer aktuellen Leistungsfeststellung, die
die dauerhaft herausragenden Leistungen dokumentiert. Durch
dauerhaft herausragende Leistungen entsteht kein Anspruch auf
die Gewährung.

(2) Die Leistungsstufe kann in einem Kalenderjahr an bis zu
10 vom Hundert der am 1. Januar vorhandenen Beamten der
Besoldungsordnung A, die das Endgrundgehalt noch nicht
erreicht haben, gewährt werden. Dabei sollen alle Laufbahn-
gruppen berücksichtigt werden. Bei Dienstherren mit weniger als
10 Beamten in den Besoldungsgruppen der Besoldungsord-
nung A, die das Endgrundgehalt noch nicht erreicht haben, kann
in jedem Kalenderjahr einem Beamten eine Leistungsstufe
gewährt werden.

(3) Eine Leistungsstufe kann frühestens nach Ablauf der
Hälfte der Zeit festgesetzt werden, die § 27 Abs. 2 des Bundesbe-
soldungsgesetzes bis zum Erreichen der nächsthöheren Stufe vor-
sieht. Der Zeitpunkt des Aufsteigens in die nächsthöheren Stufen
bleibt hiervon unberührt. Eine Leistungsstufe wird nicht inner-
halb eines Jahres nach der Verleihung eines Amtes mit höherem
Endgrundgehalt gewährt. Das höhere Grundgehalt wird mit
Beginn des Monats gewährt, in dem die Leistungsfeststellung
getroffen worden ist.

§ 3
Verbleiben in der Stufe

(1) Wird festgestellt, dass die Leistungen eines Beamten nicht
den mit seinem Amt verbundenen durchschnittlichen Anforde-
rungen entsprechen, verbleibt er in der bisherigen Stufe seines
Grundgehalts. Die Feststellung erfolgt auf der Grundlage der
letzten dienstlichen Beurteilung. Ist diese älter als zwölf Monate,
müssen die Minderungen der Leistungen in einer aktuellen
Ergänzung dargestellt werden. Es können nur Minderungen der
Leistungen berücksichtigt werden, auf die der Beamte vor der
Feststellung hingewiesen worden ist.

(2) Wird festgestellt, dass die Leistungen wieder den mit dem
Amt verbundenen durchschnittlichen Anforderungen genügen,
ist der Beamte vom Beginn des Monats der nächsthöheren Stufe
zugeordnet, in dem die Leistungsfeststellung getroffen worden
ist. Die Feststellung erfolgt auf der Grundlage einer Leistungsein-
schätzung, aus der sich die Leistungssteigerung ergibt.

(3) Liegen die Voraussetzungen für das Verbleiben in der
Stufe nicht mehr vor und wäre für den Beamten ohne das Verblei-
ben mittlerweile eine höhere als die nächsthöhere Stufe maßgeb-
lich, so wird eine über der nächsthöheren Stufe liegende weitere
Stufe frühestens nach Ablauf jeweils eines Jahres erreicht.

§ 4
Zuständigkeit und Verfahren

(1) Die Entscheidung über die Festsetzung einer Leistungs-
stufe und über die Feststellung des Verbleibens in der bisherigen
Stufe trifft die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte
Stelle, für den Bereich der Bezirksverwaltungen das jeweilige
Bezirksamt.

(2) Die Entscheidung ist dem Beamten schriftlich mitzuteilen.
Widerspruch und Anfechtungsklage haben keine aufschiebende
Wirkung.

§ 5
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des zweiten auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft.

Berlin, den 23. April 2001

Der Senat von Berlin

D i e p g e n We r t h e b a c h
Regierender Bürgermeister Senator für Inneres
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Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des Abkommens vom 9. Juli 1998

zur Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der Länder
für Gesundheitsschutz bei Medizinprodukten

Gemäß § 2 Abs. 2 des Gesetzes zum Abkommen vom 9. Juli
1998 zur Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der
Länder für Gesundheitsschutz bei Medizinprodukten vom
13. Dezember 2000 (GVBl. S. 531) wird bekannt gemacht, dass
das Abkommen nach seinem Artikel II am 1. Februar 2001 in
Kraft getreten ist.

Berlin, den 11. April 2001

Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales und Frauen

Gabriele S c h ö t t l e r
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